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Für die Amtliche Sammlung: Ja

Entscheidungsstichworte:
Prozessrecht - Kostentragungspflicht im Urteilsverfahren Erster Instanz - 
Verteilung der durch die Anrufung des unzuständigen Gerichts und die 
Beschreitung des unzulässigen Rechtswegs entstehenden Kosten

Gesetze:
ArbGG § 12a Abs. 1, § 46 Abs. 2; ArbGG 1953 § 61 Abs. 1 Satz 2; ZPO 
§§ 91,495, 281 Abs. 3; GVG § 17b Abs. 2 Satz 2

Leitsatz:
Nach § 12a Abs. 1 Satz 3, § 46 Abs. 2 Satz 1 ArbGG iVm. §§ 495, 91 
ZPO hat der im arbeitsgerichtlichen Urteilsverfahren erster Instanz 
obsiegende Beklagte Anspruch auf Erstattung der ihm vor dem 
ordentlichen Gericht entstandenen Kosten. Dazu gehören die 
Rechtsanwaltskosten auch dann, wenn er sich nach der Verweisung 
weiter von demselben Rechtsanwalt vertreten lässt.
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BUNDESARBEITSGERICHT

3 AZB 10/04 
5 Ta 1/04
Landesarbeitsgericht
Hamburg

BESCHLUSS

In Sachen

Kläger, Beschwerdeführer und Rechtsbeschwerdeführer,

pp.

Beklagter zu 1), Beschwerdegegner und Rechtsbeschwerdegegner,

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts am 1. November 2004 beschlossen:

1. Die Rechtsbeschwerde des Klägers gegen den Beschluss 
des Landesarbeitsgerichts Hamburg vom 19. Januar 2004 
- 5 Ta 1/04 - wird zurückgewiesen.

2. Die Kosten der Rechtsbeschwerde hat der Kläger zu tragen.

3. Der Wert des Verfahrensgegenstandes wird auf 
4.252,00 Euro festgesetzt.
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Gründe

I. Mit der zugelassenen Rechtsbeschwerde wendet sich der Kläger dagegen,

dass das Arbeitsgericht die Erstattung von Gebühren des Gegenanwalts wegen Anru­

fung des unzuständigen Landgerichts gegen ihn festgesetzt hat. Unter dem 23. August 

2001 hatte der Kläger zunächst eine Schadensersatzklage ua. gegen den Beklagten zu 

1) vor dem Landgericht Hamburg erhoben. Das Landgericht Hamburg erklärte nach 

mündlicher Verhandlung durch Beschluss vom 19. Oktober 2001 den Rechtsweg zu 

den ordentlichen Gerichten für unzulässig und verwies den Rechtsstreit an das Ar­

beitsgericht Hamburg gern. § 17a Abs. 2 Satz 1 und 2 GVG iVm. § 2 Abs. 1 Ziff. 9 und 

5 Abs. 1, § 48 ArbGG.

Im Dezember 2001 wurde der Streit zwischen den Parteien durch ein in einem 

anderen Prozess vor dem Arbeitsgericht Hamburg geschlossenen Vergleich mit erle­

digt (ArbG Hamburg -12 Ca 521/01 -). Die Parteien zeigten dem Arbeitsgericht die 

Erledigung des Rechtsstreits an, das schließlich durch Beschluss vom 14. Januar 2003 

nach § 91a ZPO Kostenaufhebung beschloss mit Ausnahme der durch die Anrufung 

des Landgerichts entstandenen Kosten, welche allein der Kläger zu tragen hat. Durch 

Kostenfestsetzungsbeschluss vom 20. August 2003 wurden diese auf 4.252,00 Euro 

festgesetzt. Der hiergegen gerichteten sofortigen Beschwerde des Klägers vom 

9. Oktober 2003 half das Arbeitsgericht nicht ab, das Landesarbeitsgericht wies sie mit 

Beschluss vom 19. Januar 2004 kostenpflichtig zurück. Hiergegen richtet sich die vom 

Landesarbeitsgericht zugelassene Rechtsbeschwerde des Klägers.

II. Die statthafte Rechtsbeschwerde ist unbegründet.

1. Die Rechtsbeschwerde ist statthaft, weil sie durch das Landesarbeitsgericht 

zugelassen worden ist und keine Spezialvorschrift die Anwendung von § 574 Abs. 2 

Nr. 2 ZPO, § 78 ArbGG ausschließt (Zöller/Herget ZPO § 104 Rn. 20b mwN).

2. Die Rechtsbeschwerde ist jedoch unbegründet. Rechtsfehlerfrei haben die 

Vorinstanzen erkannt, dass der Kläger dem Beklagten zu 1) die durch die Anrufung 

des unzuständigen Landgerichts entstandenen Anwaltskosten ersetzen muss (§ 12a 

Abs. 1 Satz 3 ArbGG).

a) Nach § 12a Abs. 1 Satz 1 ArbGG besteht im arbeitsgerichtlichen Urteilsverfah­

ren des ersten Rechtszugs kein Anspruch der obsiegenden Partei auf Erstattung der
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Kosten für die Zuziehung eines Prozessbevollmächtigten. § 12a Abs. 1 Satz 1 ArbGG 

ist eine „andere Bestimmung“ iSv. § 46 Abs. 2 Satz 1 ArbGG und bedingt die dort ent­

haltene Verweisung auf §495 und § 91 Abs. 1 und 2 ZPO ab. Nach § 12a Abs. 1 

Satz 3 ArbGG gilt Satz 1 jedoch nicht für Kosten, die dem Beklagten dadurch entste­

hen, dass der Kläger ein Gericht der ordentlichen Gerichtsbarkeit angerufen und die­

ses den Rechtsstreit an das Arbeitsgericht verwiesen hat. Für diese Kosten ist die Er­

stattung vielmehr weiterhin durch § 46 Abs. 2 Satz 1 ArbGG iVm. §§ 495, 91 ZPO ge­

regelt. Obsiegt der Beklagte, so kann er hinsichtlich der ihm vor dem ordentlichen Ge­

richt entstandenen Kosten Erstattung verlangen. Gern. § 91 Abs. 2 ZPO sind dabei die 

gesetzlichen Gebühren und Auslagen des Rechtsanwalts immer zu erstatten. Sie sind 

damit dem Einwand entzogen, zur zweckentsprechenden Rechtsverfolgung oder 

Rechtsverteidigung seien sie nicht notwendig gewesen (§ 91 Abs. 1 ZPO).

b) Diese an Wortlaut und Systematik des Gesetzes ausgerichtete Auslegung hat 

nicht nur das Beschwerdegericht rechtsfehlerfrei vorgenommen. Sie wird vielmehr in 

Ergebnis und Begründung von der Mehrzahl der Landesarbeitsgerichte geteilt und 

stellt die in der Literatur überwiegend vertretene Auffassung dar. Die frühen Entschei­

dungen der Landesarbeitsgerichte stellen dabei darauf ab, durch die Neufassung des 

§ 12a Abs. 1 Satz 3 ArbGG 1979 sei der zu § 61 Abs. 1 ArbGG 1953 entstandene 

Streit entschieden, ob die durch die Anrufung des unzuständigen Gerichts ausgelösten 

Anwaltskosten „Mehrkosten“ seien. Durch die neue Gesetzesfassung werde klarge­

stellt, dass die Anwaltsgebühren, die vor der Verweisung an das Arbeitsgericht beim 

angerufenen Gericht entstanden sind, erstattungsfähig seien und blieben (LAG Baden- 

Württemberg 29. September 1983 - 1 Ta 181/83 - NJW 1984, 86; LAG Schleswig- 

Holstein 9. November 1983 - 4 Ta 81/83 - EzA ZPO § 91 Nr. 7; LAG München 15. März 

1984 - 1 Ta 45/84 - AnwBI. 1985, 103; LAG Nürnberg 8. Oktober 1986 - 4 Ta 7/86 - 

LAGE ArbGG 1979 § 12a Nr. 8; LAG Rheinland-Pfalz 13. März 1986 - 1 Ta 36/86 - 

LAGE ArbGG 1979 § 12a Nr. 7; Germeimann in Germelmann/Matthes/Prütting/Müller- 

Glöge ArbGG § 12a Rn. 18; GK-ArbGG/Wenzel § 12a Rn. 52; Hauck/Helml ArbGG 

§ 12a Rn. 12; HWKJKalb § 12a ArbGG Rn. 12).

c) Teilweise wird die Auffassung vertreten, in Anknüpfung an die Debatte zu § 61 

Abs. 1 Satz 2 ArbGG 1953 sei in § 12a Abs. 1 Satz 3 ArbGG 1979 nur die Frage der 

Erstattungsfähigkeit der „Mehrkosten“ entschieden worden. Zum Umfang der nunmehr 

zu erstattenden „Mehrkosten“ sei damit aber noch nichts gesagt. Nach wie vor müsse 

es sich um „Mehrkosten“ handeln, also um die Differenz zwischen den Kosten, die dem
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Beklagten im Rechtsstreit tatsächlich entstanden sind und denjenigen, die ihm bei so­

fortiger Anrufung des zuständigen Gerichts entstanden wären. § 12a Abs. 1 Satz 3 

ArbGG habe keinen Strafcharakter, sondern solle den Beklagten lediglich vor Nachtei­

len bewahren, die der Kläger durch Anrufung des falschen Gerichts verursacht habe 

(LAG Bremen 20. Februar 1986 - 2 Ta 9/85 - LAGE ArbGG 1979 § 12a Nr. 4). Auch in 

den Gesetzesmaterialien werde in diesem Sinne von „Mehrkosten“ gesprochen 

(BT-Drucks. 8/2535 S. 35; ähnlich Wlotzke/Schwedes/Lorenz Das neue Arbeitsge­

richtsgesetz 1979 § 12a Rn. 4 unter Bezugnahme auf LAG Baden-Württemberg 

21. Januar 1966 - 7 Ta 1/66 - AP ZPO § 276 Nr. 20).

Diese Auffassung vermag nicht zu überzeugen. Sie hat den Gesetzeswortlaut 

des § 12a Abs. 1 Satz 3 ArbGG 1979 gegen sich, der nicht von „Mehrkosten“ spricht, 

sondern von „Kosten“. Sie berücksichtigt nicht, dass die Diskussion zu den „Mehrkos­

ten“ zu der damals isolierten Kostenbestimmung des § 61 Abs. 1 Satz 2 ArbGG 1953 

entstanden ist. Mit der Kategorie der „Mehrkosten“ wurde versucht, deren Erstattungs- 

pflichtigkeit (damals § 276 Abs. 3 Satz 2 ZPO aF) mit dem „Kostenerstattungs-Verbot“ 

des §61 Abs. 1 Satz 2 ArbGG 1953 zu harmonisieren. Die damals zu §61 ArbGG 

1953 herrschende Meinung verstand unter „Mehrkosten“ die bei den ordentlichen Ge­

richten bereits angefallenen Anwaltskosten. Nur eine Mindermeinung plädierte dafür, 

darunter nicht solche Kosten zu verstehen, die auch bei sofortiger Anrufung des Ar­

beitsgerichts entstanden wären (vgl. zB Oehmann BB 1969, 1137 f.). Der Mehrheits­

meinung folgend sprach der Gesetzgeber in § 12a Abs. 1 Satz 3 ArbGG 1979 nur von 

„Kosten“. Entsprechend wurde in den Gesetzesmaterialien vom einstimmigen Be­

schluss des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung berichtet, „in Übereinstimmung 

mit der herrschenden Auffassung in der Rechtsprechung“ werde nunmehr gesetzlich 

klargestellt, dass dem Beklagten „die ... entstandenen Mehrkosten zu erstatten sind“ 

(BT-Drucks. 8/2535 S. 35). Auf der Grundlage der herrschenden Meinung in Recht­

sprechung und Lehre waren vor Einführung des ArbGG 1979 „Mehrkosten“ die vor den 

ordentlichen Gerichten entstandenen Anwaltskosten. Deshalb sahen nach der Einfü­

gung des § 12a Abs. 1 Satz 3 ArbGG 1979 in das Regelwerk auch eine Reihe von 

Vertretern der früheren Mindermeinung den Streit als durch den Gesetzgeber ent­

schieden an (LAG Baden-Württemberg 29. September 1983 - 1 Ta 181/83 - NJW 

1984, 86).

d) Weiter wird vertreten, dass dem gesetzlichen Grundsatz der Einheitlichkeit 

des Verfahrens für die Kostentragung bei Verweisung entnommen werden könne, dass
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nur „Mehrkosten“ gemeint seien und dass in dem einheitlichen Verfahren die Kosten 

erst mit der abschließenden Kostenentscheidung des Arbeitsgerichts entstünden (LAG 

Berlin 30. Juni 1983 - 7 Ta 47/83 -). Solche Auffassungen beziehen sich auf § 281 

Abs. 3 Satz 1 ZPO, der von „Mehrkosten“ spricht. Dem kann formal entgegengehalten 

werden, § 281 Abs. 3 ZPO betreffe nur die Verweisung bei örtlicher oder sachlicher 

Unzuständigkeit. Zwar ist richtig, dass seit dem 1. Januar 1991 auf Grund des Vierten 

Gesetzes zur Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung (4. VwGOÄndG, BGBl. 1990 I 

S. 2809) das Verhältnis zwischen ordentlichen Gerichten und den Gerichten für Ar­

beitssachen eine Frage des zulässigen Rechtswegs ist, § 48 Abs. 1 ArbGG iVm. §§17 

bis 17b GVG (BAG 26. März 1992 - 2 AZR 443/91 - AP ArbGG 1979 § 48 Nr. 7 = EzA 

ArbGG 1979 § 48 Nr. 5; BGH 19. Dezember 1996 - III ZB 105/96 - AP ArbGG 1979 § 2 

Nr. 48). Das Argument lässt sich gleichermaßen auf § 17b Abs. 2 Satz 2 GVG stützen, 

der § 281 Abs. 3 Satz 2 ZPO entspricht (ErfK/Koch § 12a ArbGG Rn. 7).

Das Argument verkennt aber, dass sowohl § 17b Abs. 2 Satz 2 GVG als auch 

§ 281 Abs. 3 Satz 2 ZPO von dem Normalfall der Kostenerstattungspflicht der unterlie­

genden Prozesspartei ausgehen und nicht die Sonderregelung des § 12a Abs. 1 Satz 1 

ArbGG 1979 im Auge haben. Unabhängig von der Kostentragungspflicht im Einzelfall 

sollen die durch die Anrufung des unzuständigen Gerichts entstandenen „Mehrkosten“ 

in jedem Fall beim Verursacher bleiben, also bei demjenigen, der zunächst ein unzu­

ständiges Gericht angerufen hat oder den unzulässigen Rechtsweg bestritten hat. 

§ 12a Abs. 1 Satz 3 ArbGG 1979 will dagegen nicht „Mehrkosten“ regeln, sondern ü- 

berhaupt die Erstattungsfähigkeit von Kosten im Falle der Verweisung wiederherstel­

len. Der Grundsatz des einheitlichen Verfahrens wirkt sich insoweit aus, als bereits 

bezahlte Gerichtskosten auch auf das Verfahren vor dem nunmehr zuständig gewor­

denen Gericht angerechnet werden und die Gebührentatbestände für die beiderseits 

Bevollmächtigten nur jeweils einmal anfallen können (LAG Rheinland-Pfalz 13. März 

1986 - 1 Ta 36/86 - LAGE ArbGG 1979 § 12a Nr. 7).

e) Schließlich wird aus der Formulierung von § 12a Abs. 1 Satz 3 ArbGG 1979, 

die Kosten müssten dem Beklagten „dadurch entstanden“ sein, dass der Kläger ein 

Gericht der ordentlichen Gerichtsbarkeit angerufen habe, ein besonderes Kausalitäts­

erfordernis abgeleitet (LAG Bremen 5. Juli 1996 - 2 Ta 30/96 - LAGE ArbGG 1979 

§ 12a Nr. 19). Im Hinblick auf die für die Inanspruchnahme der Arbeitsgerichte aus­

nahmsweise herabgesetzte Kostenschwelle (§ 12a Abs. 1 Satz 1 ArbGG 1979) müsse 

durch den Umweg über die ordentlichen Gerichte ein zusätzlicher Kostenaufwand ent-
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standen sein. Das könne bei einer vor dem Landgericht erhobenen Klage wegen des 

dort geltenden Anwaltszwangs in Betracht kommen oder wenn das Mandat nicht fort­

geführt werde, nachdem der Rechtsweg zu den ordentlichen Gerichten für unzulässig 

erklärt worden sei.

Diese Auffassung verkennt, dass die Beauftragung eines Anwalts wegen einer 

vor den ordentlichen Gerichten erhobenen Klage ohne besondere Anhaltspunkte im­

mer durch die Klage verursacht ist. Damit sind die Kosten im Verfahren vor dem or­

dentlichen Gericht entstanden. Gerade diese will § 12a Abs. 1 Satz 3 ArbGG 1979 er­

fassen. Weitere Voraussetzungen sind dem Gesetz nicht zu entnehmen. Ebenso wenig 

bedarf es einer Mandatsbeendigung zu Beginn des Rechtswegs zu den Arbeitsgerich­

ten. Die dort hinzukommenden Anwaltskosten bleiben nach wie vor nach § 12a Abs. 1 

Satz 1 ArbGG 1979 nicht erstattungsfähig. Im Übrigen verbietet die anzuwendende 

Kostentragungsregel des § 91 Abs. 2 Satz 1 ZPO eine nähere Betrachtung nach § 91 

Abs. 1 Satz 1 ZPO, ob die Beauftragung eines Rechtsanwalts zur Rechtsverteidigung 

vor den ordentlichen Gerichten gesetzlich geboten oder sonst zur zweckentsprechen­

den Rechtsverteidigung notwendig war. Derart hat bereits der Gesetzgeber dem Ein­

wand Rechnung getragen, in vielen Fällen lasse sich überhaupt nicht sicher klären, wie 

weit die Kostentragungspflicht die Beauftragung eines Anwalts beeinflusst oder nicht 

beeinflusst (LAG Hamm 16. Juli 1987-8 Ta 197/87 - LAGE ArbGG 1979 § 12a Nr. 10). 

Dass mit § 12a Abs. 1 Satz 1 ArbGG 1979 (wie schon mit § 61 Abs. 1 Satz 2 ArbGG 

1953) die Kostentragungspflicht in der ersten Instanz entschärft werden sollte, um eine 

Zugangsbarriere abzusenken, trifft zu. Dies betrifft jedoch den Fall eines den Prozess 

vor den ordentlichen Gerichten anstrengenden Klägers nicht.

III. Der Kläger hat die Kosten seiner erfolglosen Rechtsbeschwerde zu tragen 

(§ 97 Abs. 1 ZPO). Die Festsetzung des Streitwertes beruht auf § 25 GKG aF.

Reinecke Bepler Breinlinger
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